
Das Werkstattentgelt wird aus dem Arbeitsergebnis der 
Werkstatt finanziert. Dieses ergibt sich aus der Differ-
enz zwischen den erwirtschafteten Erträgen und den 
notwendigen Betriebskosten. Gesetzlich ist geregelt, 

dass mindestens 70 Prozent des Arbeitsergebnisses als 
Arbeitsentgelt an die Beschäftigten ausgezahlt werden 
müssen. Das Werkstattentgelt setzt sich aus folgenden 
Bestandteilen zusammen:

Wie setzt sich das Werkstattentgelt zusammen

www.bagwfbm.de

#1 GRUNDBETRAG
Der Grundbetrag ist ein Mindestentgelt, das jede*r Beschäftigte unabhängig von der persönlichen Leistungs-
fähigkeit erhält. Der Grundbetrag liegt derzeit bei mindestens 133 Euro im Monat. Das Wort „mindestens“ 
drückt an dieser Stelle aus, dass Werkstätten auch einen höheren Grundbetrag an die Beschäftigten auszahl-
en können, wenn es das Arbeitsergebnis der Werkstatt zulässt.

#1 GRUNDBETRAG

3 | ARBEITSFÖRDERUNGSGELD
Das Arbeitsförderungsgeld, kurz AFöG, wird vom zuständigen Rehabilitationsträger an die Werkstätten 
gezahlt. Das AFöG liegt aktuell bei 52 Euro pro Monat. AFöG erhalten grundsätzlich alle Beschäftigten, un-
abhängig von ihrer Leistungsfähigkeit, jedoch nur, wenn ihr Arbeitsentgelt zusammen mit dem Arbeits-
förderungsgeld den Betrag von 351 Euro nicht übersteigt.

#3 ARBEITSFÖRDERUNGSGELD

#1 GRUNDBETRAG
Neben dem leistungsunabhängigen Grundbetrag erhalten Werkstattbeschäftigte einen leistungsabhängigen 
Steigerungsbetrag. Dessen Höhe richtet sich nach der individuellen Arbeitsleistung, insbesondere nach Ar-
beitsmenge und -qualität. Die konkreten Kriterien werden in den Entgeltordnungen der Werkstätten festge-
legt. An ihrer Gestaltung wirken auch die Werkstatträte, die Vertretungen der Werkstattbeschäftigten, mit.

#2 STEIGERUNGSBETRAG

#1 GRUNDBETRAG
Zusätzlich zu den Entgeltbestandteilen erhalten Beschäftigte einen Nachteilsausgleich in Form einer Auf-
stockung ihrer Rentenbeiträge, die vom Bund finanziert wird. Berechnungsgrundlage für den Rentenanspruch 
sind 80 Prozent vom an alle Arbeitnehmer*innen gezahlten Durchschnittsentgelt im vorletzten Kalenderjahr. 

#4 ZUSCHUSS ZUR ALTERSRENTE

Werkstätten für behinderte Menschen sind keine 
Erwerbsbetriebe, sondern Einrichtungen zur beruf- 
lichen Rehabilitation. Nicht Produktion und Um-
satz stehen im Vordergrund, sondern berufsfördernde 
und berufsbildende Leistungen sowie Maßnah-
men, die der Persönlichkeitsentwicklung dienen. 
Zugleich sind Werkstätten Sozialunternehmen 
und stehen im wirtschaftlichen Wettbewerb des 

Marktes. Sie müssen Produkte und Dienstleist- 
ungen vermarkten, um den Werkstattbeschäftigten 
wertschöpfende Tätigkeiten zu ermöglichen und um 
ihnen ein Arbeitsentgelt auszahlen zu können. Dieses 
Spannungsverhältnis zwischen Reha-Auftrag 
einerseits und wirtschaftlichem Handeln ander-
erseits ist immer wieder Anstoß für Diskussionen.

Entgelt in Werkstätten für behinderte Menschen 
Aktuelle Situation und Reformbedarf auf einen Blick



Beschäft igte in Werkstätten für behinderte Menschen 
erhalten für ihre Arbeit derzeit häufi g kein existenz-
sicherndes Entgelt. Zwar variiert die Entgelthöhe 
zwischen den Beschäft igten und von Werkstatt zu 
Werkstatt, Menschen mit Behinderungen in Werkstät-
ten empfi nden ihre Vergütung aber häufi g als nicht 
angemessen und sehen ihre Arbeitsleistung nicht aus-
reichend anerkannt. 

Viele Werkstattbeschäft igte sind dauerhaft  auf Grund-
sicherung angewiesen. Das schränkt ihre fi nanzielle 
Selbstbestimmung und ihre gesellschaft liche Teilhabe 
ein, erhöht das Armutsrisiko und wertet ihre Arbeit 
ab. Gesetzesänderungen sind notwendig, um faire 
Einkommen, mehr Anerkennung und eine inklu-
sive Arbeitswelt zu gewährleisten.

Die BAG Wfb M zeigt mit zwei konkreten Reform-
vorschlägen Wege auf, wie ein auskömmliches, trans-

parentes und nachhaltiges Entgeltsystem in Werkstät-
ten umgesetzt werden kann:

www.bagwfb m.de

FORDERUNGEN:

• Einführung des Arbeitnehmerstatus mit 
Anspruch auf Mindestlohn.

• Das Einkommen setzt sich aus einem 
staatlich fi nanzierten Lohnkostenzuschuss
und einem arbeitgeberfi nanzierten 
Leistungsanteil zusammen. 

• Anspruch auf individuelle Unterstützung 
und Begleitung am Arbeitsplatz. 

• Teilhabeanspruch bei unterschiedlichen 
Leistungserbringern (u.a. Werkstätten, anderen 
Leistungsanbietern, Inklusionsbetrieben,…).

• Voller Sozialversicherungsschutz inklusive 
Arbeitslosenversicherung. 

• Kündigungsschutz und Rückkehrrecht
in die Werkstatt ebenso wie Renten-
ansprüche, Nachteilsausgleiche sowie 
Mitbestimmungsrechte bleiben erhalten. 

• Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf müssen einbezogen werden. 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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FORDERUNGEN:

• Einführung eines staatlich fi nanzierten 
Grundeinkommens für alle Werkstattbe-
schäft igten, das deutlich über der Grund-
sicherung liegt und vor Armut schützt.

• Zusätzlich bleibt ein anrechnungsfreies 
Arbeitsentgelt aus der Werkstatt erhalten.

• Auch Menschen mit hohem Unterstütz-
ungsbedarf müssen Zugang zu Werkstattleis-
tungen und dem Grundeinkommen erhalten.

• Bestehende Rentenansprüche, Nachteils-
ausgleiche sowie Mitwirkungs- und Mit-
bestimmungsrechte bleiben erhalten.

• 

• 

• 

• 

Faire Bezahlung. Mehr Teilhabe. Mehr Anerkennung. 
Das Werkstattentgelt muss reformiert werden

Grundeinkommen für Werkstattbeschäft igte Arbeitnehmerstatus mit Teilhabeanspruch

Werkstätten und Werkstattbeschäft igte warten seit mehr als sechs Jahren auf die politische Um-
setzung eines auskömmlichen, fairen und nachvollziehbaren Entgeltsystems. Trotz zahlreicher 
Ankündigungen und intensiver Diskussionen liegt bis heute kein konkreter Gesetzentwurf vor. 
Die BAG Wfb M und ihre Mitglieder werden sich weiterhin mit Nachdruck für die notwendige Re-
form einsetzen.!!




